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Keine Ausbeutung mit unseren Steuergeldern! 

1. Der Regierungsrat wird eingeladen, im Rahmen des öffentlichen Beschaffungs­
.. ,wesen$ alle Lieferantinnen und Lieferanten und Leistungserbringerinnen und ­

~rqringer gesetzlich und vertraglich darauf zu verpflichten, bei der Ausführung des 
Auftrags die ,Bestimmungen der Kern-Überi:!inkommen' der Intern~tionalen Arbeits­
Organisation (IAO) und der nationalen Gesetzgebung einzuhalten.. 

2. Der Regierungsrat wird aufgefordert, die öffentliche Verwaltung in ihrer Gesamtheit 
und insbesondere die mit der öffentlichen Beschaffung 'betrauten Stellen übe'r die 

.' ,"; ".I.Möglichkeiten sozial, ökologisch und wirtschaftlich nachhaltiger Beschaffung zu 
;:;; :,; 'Informieren und zu sensibilisieren, und die Bevölkerung über die beschlossenen und 
'<:, :.in'·dieWege~geleitetenMassnahmen zu informieren. 
. . . ­

'... \ ...• _' ". i :,:' .'....:: 

Begründung: 
Bund, Kantone und Gemeinden beschaffen pro Jahr für rund 34 Milliarden CHF 
verschiedenste Waren, Dienst- und Bauleistungen. Ein bedeutender Teil dieser grossen 
$umrn.e."wi{d für den Impprt von Produkten ausgegeben. In letzter Zeit ist bekannt geworden, 
dass" Pro'dukte': d:ie 'aus 'Indien, China oder Pakistan im portiert wurden, unter äusserst 
fragwürd,-gen~ B~ding~ngen hergestellt worden sind, (Kindera,rpeit, $kl.avenarbeit) .. Di,e, vOrn 
Schweiz, Arbeite~hilfswerk SAH lancierte Kampagne "Kenrseite1r hat solche"F~le aufgeefe,ckt. 
Das SAH: weist gleichzeitig darauf hin, dass die einkaLifenden"!?eh,9rdet') s'~chdieser 
Zusammenhärige"oft gar nicht bewusst SiDd, Wüssten sie, was sie tUtrt~ten sie es nicht. An 
diesemPLihRfgiltes anzusetzen:, ..:, ,. "", ','.," .. ~, 

~, :'" ~,~ ~ ,:" ,. ,~ -",' , . ' 

Das öffentliiche ."sesc,ratfu(19SWe$el) ver~örperi eine gr,osse. Nachfrag;em~Ght.._.,.~~J ,;$)e 
verantwoftUingsvol'''wahrnlmmt; interessiert sich nichfnur für den PreiS Oder dle~,Qüälrfäterne.r 
Ware, so~der,6, auch fUr'die,:'Bedingungen, 'unter denen sie herge.sieOt '.wir2L ~'BeJ'eit~)fieute 
enthält ·d~s.',B~~~cb:atfu,rigsre~h.t g"ewiss'~ S02;!ale ,Krit~ri~'n': '$0 opri'.~in:A~ftr:?g.':~~~spier~yaeis~ 
nur an A,.n6J,~t~dnri~p. url~d,.Ahl;)i,ßt~r 'yergeben werden~' welche 'dfe Gleichben"ärid lu6g \,on 'FraLi 
und Mann''''Ir, Bez'üga'uf die Lohn'gleichheit gewährleisten': Der Bund fasst die Instrumente zur 
WmS.et2;ufl9 qkologischer und sozialer Normen im öffentlichen Beschaffungswesen unter dem 
~egriff «lnte§ri§rte p:rodljktepolitik» (IPP) z.Us9mmen. Produkte unq.Die(1_stle!~N~g~n. soll,~p 
q~'~T' ,ibr~ij,., _~ 9E;S'?ri}tef\: ,~ebenszyklus (Plan~ngs-:. Herstefl~hg.s- ':f~' "Nu\?~Qi;fs:::, .', ~'u.!Jq 
~r'ts6rgung,sphaseY .hohe,n' wirtschaftliche!1, .ökologische'ii ··'Litid"· ~6zi~l~n " .f.\f)f;orcj~r,4ng~r 
g"eQ~g~n".wie,. der,,'~un..desrat in, seinemStrategiebericht ' Nacbhaltige:E:ntW.i~~.r(ihg~~~O.2 
a~Ige,l~g't,~~ndJ,~, §~i~er BUanz 20~7 .bekräftigt hat. Es ist insofern 'aherk~n~Il't,.:Aa~s·:öffe~W~h~ 
Ses~haffL)ngen poJJtlsch gestaltet werden sollen,., 

• '\" 1.1 '. ~ • .~ ~.: .~(. ;':;;"~ 

?~(iher. hat .d~r. Bundesrat seine Absid1t bek'räftigt, d~q1. As'pek( ,g,er'~ ?~#'ä:i~n,.~t1~ 
9kölqgjsqhe~ Anforderungen bei Beschaffurigen auch in

c 

der' laufenden" ReVisi'oh' des 
Beschaffu'ngsrechts Rechnung zu tragen. Namentlich sollen zumindest die acht von der 

, ~", , 
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Schweiz ratifizierten Kernübereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) zum 
Schutz fundamentaler Arbeitsnormen von den Anbieterinnen und Anbietern eingehalten 
werden müssen. Die IAO hat diese Übereinkommen 1998 zum menschenrechtlichen 
Grundstandard erhoben. Sie müssen auch von' Staaten eingehalten werden, die sie nicht 
ratifiziert haben. Sie betreffen u.a. das Vereinigungsrecht und das Recht auf 
Kollektivverhandlungen, das Verbot der Zwangsarbeit, das Verbot der Kinderarbeit sowie die 
Nichtdiskriminierung am Arbeitsplatz. 

Damit kann das öffentliche Beschaffungswesen zu einem fairen Welthandel beitragen, von 
dem die Menschen in den Industrieländern und in den Ländern des Südens gleichermassen 
profitieren. Unter verschärften Wettbewerbsbedingungen verhindert nur ein fairer Handel, 
dass soziale und ökologische Dumpingangebote bei uns KMU aus dem Markt werfen und 
unsicheren, schlecht bezahlten Arbeitsverhältnissen Vorschub leisten. Nur bei einem 
wirtschaftlichen Gedeihen der Länder des Südens und menschenwürdigen 
Arbeitsbedingungen für alle kann die Armut in diesen Ländern bekämpft und den Ursachen 
für Migration und Terrorismus der Boden entzogen werden. 

Was für das Beschaffungswesen des Bundes gilt, ist auch für Kantone und Gemeinden 
gültig. Darum soll die kantonale Submissionsverordnung im Gleichschritt mit der 
Bundesgesetzgebung angepasst werden. Dies rechtfertigt sich um so mehr, als Kantone und 
Gemeinden mit einem Anteil von 38% beziehungsweise 43% am jährlichen 
Beschaffungsvolumen der öffentlichen Hand die grössten Auftraggeber sind, weit vor dem 
Bund mit einem Anteil von 19%. 

Faire und nachhaltige öffentliche Beschaffung setzt Kenntnisse, Kontakte und 
Überprüfungsfähigkeiten voraus, die von Gemeinde zu Gemeinde und von Kanton zu Kanton 
nicht grundsätzlich unterschiedlich sind. Es ist deshalb wenig effizient, das Rad immer 
wieder selbst neu zu erfinden. Gestützt auf diese Erfahrung sind deshalb verschiedene 
Netzwerke von Gemeinden und Beratungsstellen entstanden, welche die öffentliche Hand 
bei Fragen zur nachhaltigen Beschaffung beraten und unterstützen. Eine der wichtigsten ist 
die Interessengemeinschaft öffentliche Beschaffung (IGÖB, www.igoeb.ch). Sie vernetzt 
Stellen der öffentlichen Hand, die das Beschaffungswesen nachhaltig gestalten. Alle 
öffentlichen Verwaltungen oder Dienstleister der öffentlichen Hand können Mitglied der 
rGÖB werden. 

Freundliche Grüsse
 
Für die SP/AL - Fraktion
 

-s:p~~~~ 
Susanne Debrunner 
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